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DMB Hannover 

Themenschwerpunkt: Vermieter*innenkündigung 
Das Recht zum Wohnen ist 
durch den Mietvertrag abge-
sichert: Mieter*innen sind 
geschützt. Allerdings können 
Vermietende das Mietver-
hältnis unter bestimmten 
 Voraussetzungen kündigen. 
Sie sind dabei an gesetzliche 
Kündigungsgründe gebun-
den. Darüber hinaus müssen 
sie Form- und Fristvorschrif-
ten beachten, damit die Kün-
digung Erfolg hat. 
Vermietende müssen schrift-
lich kündigen und die Kün-
digung eigenhändig unter-
schreiben. Mündliche, te le-
fonische oder per E-Mail 
versandte Kündigungen sind 
unwirksam. Schließlich muss 
die Kündigung von dem oder 
der Vertragspartner*in der 
Mieter*innen stammen. Die 
Kündigung muss an alle Mie-
ter*innen der Wohnung ge-
richtet und schriftlich be-
gründet werden. 
Vermieter*innen müssen 
alle Punkte, die relevant sind, 
in der Kündigung aufführen. 
Ob den Mieter*innen die 
Gründe bereits bekannt sind, 
ist für die rechtliche Bewer-
tung irrelevant. Sie müssen 
durch das Schreiben in die 
 Situation versetzt werden, so 
früh wie möglich Klarheit 
über ihre Rechtsposition zu 
bekommen. Sie müssen 
 einschätzen können, ob es 
sinnvoll ist, sich gegen die 
Kündigung zu verteidigen. 
Vermieter*innen müssen bei 
der Kündigung auf das Wi-
derspruchsrecht der Mie-
ter*innen hinweisen. 

Kündigungsfristen
Vermietende müssen Kündi-
gungsfristen einhalten. De-
ren Länge hängt von der 

Wohndauer ab. Bei einer 
Mietzeit bis zu fünf Jahren 
beträgt die Kündigungsfrist 
drei Monate. Sind über fünf 
Jahre verstrichen, gilt eine 
Frist von sechs Monaten. Bei 
einer Wohndauer von mehr 
als acht Jahren ist die Kündi-
gungsfrist neun Monate lang.
Die Vertragspartner*innen 
können im Mietvertrag län-
gere Kündigungsfristen ver-
einbaren. Diese gelten nur 
für die Vermieter*innen- und 
nicht für die Mieter*innen-
Kündigung. 
Bei der Berechnung der Frist 
kommt es auf den Zugang der 
Kündigung an. Erhalten Mie-
ter*innen sie bis zum dritten 
Werktag des Monats, zählt der 
Monat bei der Berechnung 
der Frist mit. Im Streitfall 
müssen Vermieter*innen be-
weisen, dass die Kündigung 
rechtzeitig angekommen ist. 

Grund ist nötig
Die Einhaltung von Formvor-
schriften bzw. die Beachtung 
von Kündigungsfristen ist 
zwingend zu beachten. Das 
alleine führt jedoch noch 
nicht zu einer wirksamen 

Kündigung. Dafür benötigen 
Vermieter*innen einen in-
haltlichen Grund. Das Gesetz 
nennt es „das berechtigte In-
teresse des Vermieters“. Da-
für gibt es drei Beispiele: 

• Eigenbedarf,

• Hinderung an angemesse-
ner wirtschaftlicher Ver-
wertung sowie

• Pflichtverletzung. 

Eigenbedarf
Der Eigenbedarf als Kündi-
gungsgrund ist der wohl be-
kannteste. Immer wieder be-
schäftigen sich Gerichte mit 
der Frage, ob die Eigenbe-
darfskündigung rechtens ist. 
Auch die Medien berichten 
oft von problematischen Fäl-
len. 
In rechtlicher Hinsicht liegt 
Eigenbedarf vor, wenn Ver-
mietende die Mietwohnung 
für sich selbst, Familien- 
oder Haushaltsangehörige 
be nötigen. Wegen Eigenbe-
darfs kündigen können 
grundsätzlich nur natürliche 
Personen. Sie müssen in ei-
ner Eigenbedarfskündigung 
vernünftige und nachvoll-
ziehbare Gründe benennen, 

warum der/die Berechtigte in 
die Wohnung einziehen will. 
Dabei sind die Anforderun-
gen, die an die Vermietenden 
gestellt werden, nicht über-
mäßig hoch: Nach der Recht-
sprechung soll Eigenbedarf 
etwa sogar dann vorliegen, 
wenn Vermieter*innen die 
Wohnung als Zweitwohnung 
nutzen wollen oder sie in un-
regelmäßigen Abständen für 
Wochenendbesuche bei Ver-
wandten benötigen. 
Maßgeblich sind die Umstän-
de des Einzelfalls. Im Zweifel 
muss ein Gericht entschei-
den. In schwierigen Fällen 
muss auch geklärt werden, 
ob der Eigenbedarf vorge-
schoben, ob er rechtsmiss-
bräuchlich geltend gemacht 
worden ist. Ist er nachweis-
lich vorgetäuscht worden, 
stehen Mieter*innen Scha-
densersatzansprüche gegen 
die Vermietenden zu. 

Wirtschaftliche Verwertung
Ein zweiter wichtiger Kündi-
gungsgrund liegt vor, wenn 
Vermietende durch die Fort-
setzung des Mietverhältnis-
ses an einer angemessenen 

Für eine Kündigung müssen Vermieter*innen einen guten Grund haben
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wirtschaftlichen Verwertung 
gehindert werden und da-
durch erhebliche Nachteile 
erleiden. 
Im Wesentlichen kommen 
drei Tatbestände in Frage: 
Verkauf, Sanierung, Abriss/
Neubau. Der Fall des Ver-
kaufs liegt vor, wenn Vermie-
tende das Haus oder die Woh-
nung aus wirtschaftlichen 
Gründen verkaufen müssen. 
Hier kann eine Kündigung 
erforderlich sein, weil das 
Haus oder die Wohnung im 
vermieteten Zustand prak-
tisch unverkäuflich wäre. 
Allerdings sind die Anforde-
rungen an diese Form der 
Verwertungskündigung sehr 
streng. Es müssen ausführ-
liche Gründe für die wirt-
schaftliche Not und die 
 weiteren Voraussetzungen 
vorgetragen werden. 
Ein weiterer Fall in der Ver-
wertungskündigung ist die 
Sanierung. Eine Kündigung 
kommt in Frage, wenn das 
Haus komplett saniert wer-
den muss und dazu die Räu-
mung notwendig ist. Auch 
hier bestehen hohe Anforde-
rungen an die Begründung: 
Die Sanierung muss wirt-
schaftlich geboten sein. Die 
Räumung des gesamten Hau-
ses muss aus diesem Grund 
erforderlich sein. Vermieten-
de müssen darlegen, dass 
durch den Fortbestand des 
Mietverhältnisses ein erheb-
licher Nachteil für sie entste-
hen würde. 
Auch der Fall des Abrisses 
und Neubaus des Hauses 
bzw. der Wohnung sind Un-
terfälle der Verwertungskün-
digung. Soll ein Haus abge-
rissen werden, das eigentlich 
noch nicht abgerissen wer-
den muss, müssen Vermie-
ter*innen ausführlich be-
gründen, warum der Abriss 
und ggf. der Neubau wirt-

schaftlicher wären als die 
Durchführung von Reparatu-
ren. Auch in diesem Fall hat 
eine umfassende Interes-
senabwägung stattzufinden. 
Ohne stichhaltige Begrün-
dung können die Mieter*in-
nen nicht einfach vor die Tür 
gesetzt werden. 

Pflichtverletzung
Der dritte wichtige Kündi-
gungsgrund kann eine Pflicht-
verletzung durch Mieter*in-
nen sein. In Fällen, in denen 
sie in nicht unerheblicher 
Wei se schuldhaft die Vertrags-
pflichten verletzen, kann eine 
Kündigung rechtmäßig sein. 
Hierbei geht es in erster Li-
nie um die Fälle, in denen die 
Miete fortlaufend unpünkt-
lich gezahlt wird, insbeson-
dere, wenn hierdurch hohe 
Mietrückstände entstehen. 
Aber auch Beleidigungen 
oder Körperverletzungen 
können einen Pflichtverstoß 
begründen. Auch die grobe 
Missachtung von mietver-
traglichen Regelungen kann 
eine Kündigung auslösen. 

Härtefallregelung
Liegt zu Gunsten der Vermie-
tenden ein berechtigtes Inte-
resse im soeben geschilder-
ten Sinne vor, kann also 
Eigenbedarf geltend gemacht 
werden bzw. eine Verwer-
tungskündigung ausgespro-
chen werden. Liegt eine er-
hebliche Pflichtverletzung 
durch die Mieter*innen vor, 
ist eine Kündigung durch die 
Vermietenden möglich. 
Das bedeutet jedoch nicht, 
dass Mieter*innen die Woh-
nung tatsächlich immer räu-
men müssen. Sie haben das 
Recht, Widerspruch gegen 
die Kündigung zu erheben, 
wenn die Beendigung des 
Mietverhältnisses für sie, 
ihre Familie oder Angehörige 

des Haushalts eine Härte be-
deuten würde und diese auch 
unter Würdigung berechtig-
ter Interessen der Vermieten-
den nicht zu rechtfertigen ist. 
In einem solchen Fall kann 
das Gericht anordnen, dass 
das Mietverhältnis befristet 
oder sogar unbefristet fortge-
setzt wird. Die Sozialklausel 
ist keine Ausnahmeregelung, 
sondern das gleichwertige 
Gegenstück zur Kündigungs-
befugnis der Vermieter*in-
nen. Einige wichtige Härte-
gründe sind: 

• hohes Alter, 

• Krankheit, 

• Invalidität,

• Gebrechlichkeit, 

• langjährige Wohndauer 
und Verwurzelung in der 
Wohngegend, 

• Schwangerschaft oder

• etwa ein bevorstehendes 
Examen. 

Eine Härte ist im Einzelfall 
etwa auch dann gegeben, 
wenn sich keine angemesse-
ne Ersatzwohnung zu zumut-
baren Bedingungen finden 
lässt. 

Fristlose Kündigung
Ein anderer Fall ist die frist-
lose Kündigung. Bei schwe-
ren Vertragsverletzungen der 
Mieter*innen können die 
Vermietenden fristlos kündi-
gen. Dann müssen sie die 
eingangs genannten Kündi-
gungsfristen nicht beachten. 
Für die fristlose Kündigung 
muss ein derartig wichtiger 
Grund vorliegen, dass dem 
Vermietenden die Einhaltung 
einer Kündigungsfrist oder 
das Auslaufen des Zeitmiet-
vertrages bzw. eines im Miet-
vertrag vereinbarten Kün-
digungsausschlusses nicht 
zumutbar ist. In der  Regel 
müssen Mieter*innen in ei-
nem solchen Fall innerhalb 
eines Monats ausziehen. 

Gründe sind etwa: 

• die Gefährdung der Miet-
sache infolge mangelnder 
Sorgfalt der Mieter*innen,

• die unbefugte Gebrauchs-
überlassung, z.B. zur 
 Untervermietung, ohne 
Zustimmung,

• die Störung des Hausfrie-
dens, etwa durch Gewalt-
taten, 

• die Nichtzahlung der Miet-
kaution,

• ständige unpünktliche 
Mietzahlungen,

• unter Umständen Zah-
lungsverzug der Mieter*in-
nen. 

Räumung per 
 Gerichtsbeschluss
Was bedeutet eine Vermie-
ter*innen-Kündigung, ob 
fristgemäß oder fristlos, für 
Mieter*innen? Können oder 
wollen sie die angemieteten 
Räumlichkeiten zum fristge-
mäßen Zeitpunkt oder bei 
der fristlosen Kündigung 
nicht verlassen, können die 
Vermietenden die Wohnung 
nicht besetzen oder eigen-
mächtig räumen. Sie müssen 
vor Gericht klagen, um in 
den Besitz der Räumlichkei-
ten zu gelangen. Erst mit ei-
nem entsprechenden Urteil 
kann die Räumung veran-
lasst werden. 
Es reicht also nicht, wenn 
Vermietende am Ende der 
Kündigungsfrist Gerichts-
vollzieher*innen oder ein 
Räumungskommando schi-
cken. Sie müssen den Rechts-
weg beschreiten. Selbst wenn 
am Ende des Verfahrens ein 
rechtskräftiges Räumungsur-
teil steht, kann die Vollstre-
ckung des Räumungstitels im 
Einzelfall mit Hilfe des Ge-
richts verschoben werden. 
Die Räumung der Wohnung 
kann sich so erheblich verzö-
gern.  n
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DMB Hannover
Positiver Auftakt der Gasumstellung 
in Hannover und der Region
Im Mai 2021 wurden die ers-
ten Gasnetzkund*innen der 
enercity Netz GmbH schrift-
lich über die bevorstehende 
Gasumstellung von L-Gas auf 
das neue H-Gas informiert. 
Die Projektwebsite ist online 
gegangen, die Techniker*in-
nen standen in den Start-
löchern. Es folgte ein durch-
weg positiver Auftakt: Bis 
heute wurden mehr als 
220.000 Anschreiben versen-
det und bereits rund 96.000 
von insgesamt 260.000 Gerä-
ten erfolgreich erfasst. 
Während in Langenhagen 
und großen Teilen des öst-
lichen Hannovers die Erfas-
sung der Gasgeräte schon er-
folgt ist, steht der Start der 
Information in den westli-
chen Stadtteilen, in Ronnen-
berg und Seelze im August 
dieses Jahres kurz bevor.

Erfolgreiche Erfassung, 
auch dank verständnisvoller 
Kund*innen
Die Gasumstellung ist gesetz-
lich vorgeschrieben und in 
§ 19a des Energiewirtschafts-
gesetzes geregelt. Ein kom-
munikatives und infrastruk-
turelles Mammutprojekt, das 
die enercity Netz noch bis 

Ende 2025 umsetzt. „Wir sind 
mit der Erfassung der Gas-
umstellung bis jetzt sehr 
 zufrieden. Unsere Techni-
ker*innen treffen in weiten 
Teilen auf ordnungsgemäß 
gewartete Geräte und auf ent-
gegenkommende und gut in-
formierte Kund*innen“, freut 
sich Yves Seitz, Projektleiter 
der Gasumstellung.

Gut vorbereitet durch die 
Gasumstellung
Damit die Gasumstellung 
auch bei Ihnen reibungslos 
verläuft, können Sie sich vor-
bereiten.

• Planen Sie für den Besuch 
der Techniker*innen circa 
30 Minuten ein.

• Gewähren Sie Zutritt zum 
Gaszähler und zu jedem 
Gasgerät.

• Halten Sie, wenn mög-
lich, die Bedienungs
anleitungen, technische 
Beschreibungen und 
Wartungs hinweise der 
Gasgerätehersteller bereit.

• Prüfen Sie im Vorfeld, 
ob sich ein Typenschild, 
das zwingend für die 
 Erfassung benötigt wird, 
an  Ihrem Gasgerät befin-
det. 

Häufige Fehlerquelle 
 vermeiden
Für eine vollständige Doku-
mentation, Identifikation 
und anschließende Beurtei-
lung auf Anpassung eines 
Gasgerätes ist es zwingend 
notwendig, alle technischen 
Daten zu erfassen. Diese be-
finden sich auf dem Typen-
schild. Bei Gasherden zum 
Beispiel befindet sich das Ty-
penschild häufig unter der 
Kochmulde und ist nicht so 
leicht einsehbar. Die Tech-
niker*innen der Gasumstel-
lung sind aber nicht befugt, 
eine Kochmulde und/oder 
 einen Herd auszubauen, um 
das Typenschild zu erfassen.
Ein fehlendes Typenschild 
zieht einen Mängelbericht 
und einen Mängelprozess 
nach sich. Um dies zu ver-
meiden, können Sie schon 
im Vorfeld Ihre Typenschil-

der ausfindig machen und 
den Techniker*innen freien 
Zugang zu diesen gewähren. 

Sie haben noch Fragen?
Das Wichtigste vorab: Gas-
netz-Kund*innen müssen 
sich im Vorfeld der Gasum-
stellung um nichts küm-
mern. Sie werden rechtzeitig 
schriftlich kontaktiert und 
über alle anstehenden Maß-
nahmen umfangreich infor-
miert. 
Weitere Informationen gibt 
es unter www.mein-h-gas.de. 
Der Kund*innenservice der 
Gasumstellung ist unter der 
kostenlosen Service-Nummer  
0800/36 37 24 89, per E-Mail 
unter info@mein-h-gas.de 
oder persönlich im Erdgas-
Büro (im enercity-Kunden-
Center, Ständehausstraße 6 
am Kröpcke, 30159 Hanno-
ver) zu erreichen.  n

Wir laden ein zu unserer außerordentlichen Mitglieder-
versammlung am Montag, den 9. Mai 2022, um 15.00 Uhr,  
in den Lindenhof, Grießemer Straße 53, 31812 Bad Pyrmont.

Tagesordnung:
1. Eröffnung und Begrüßung 
2. Antrag des Vorstands zur Auflösung des Mietervereins 

Bad Pyrmont und Umgebung e.V. zur Abstimmung gemäß 
§ 15 der Satzung des Vereins

Die Mitglieder sind bereits über die Hintergründe der 
 möglichen Vereinsauflösung per Brief informiert worden. 
Bitte beachten Sie: Es gelten die aktuell gültigen 
 Corona bedingungen! 

Martina Versen-Rinke 
Vorsitzende 

Mieterverein Bad Pyrmont 

Außerordentliche Mitgliederversammlung 
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Gasumstellung: enercity besucht die Kund*innen vor Ort
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